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INHALT
Nr. ; Seite
19 . a) Indem  der Sozialhilfeträger der Zahlungsverpflichtung des
7, V. 15 H ilfeem pfängers gegenüber dem Leistungserbringer (hier:
III ZR 304/14 am bulanter Pflegedienst) durch K ostenübernahm ebescheid

beilritt, w andelt sich die zivilrechtliche Schuld aus dem  zw i­
schen dem H ilfeem pfänger und dem Leistungserbringer 
geschlossenen Dienstleistungsvertrag nicht in eine öffent­
lich-rechtliche um. D er Schuldbeitritt teilt seinem Wesen nach 
die R echtsnatur der Forderung, zu der er erk lärt wird, 
b) Entsprechend der zivilrechtlichen N atu r des A nspruchs, 
zu dem der Schuldbeitritt erk lärt w ird, sind die §§ 286 ff BGB 
anwendbar, w enn der Sozialhilfeträger die übernom m ene 
Zahlungsverpflichtung verspätet erfüllt........................................  260

20. a) Wer nach § 84a Abs. 1 Satz 1 H albsatz 1 A M G Auskunft
12. V. 15 begehrt, muss Tatsachen darlegen und gegebenenfalls bewei-
VI ZR 328/11 sen, die die A nnahm e begründen, dass ein Arzneim ittel den

Schaden verursacht hat. Diese Tatsachen müssen die U rsäch­
lichkeit des Arzneim ittels für den Schaden des A nwenders 
plausibel erscheinen lassen.
b) Im  A uskunftsverfahren muss nicht Beweis erhoben w er­
den über Tatsachen, die den Inhalt des Auskunftsanspruchs 
betreffen und auf deren Kenntnis der A uskunftbegehrende 
zur Prüfung möglicher A nsprüche angewiesen ist.
c) D er E inw and der N ichterforderlichkeit der A uskunft, für
die der pharmazeutische U nternehm er die volle D arlegungs­
und Beweislast trägt, ist nur dann erheblich, wenn er gegen 
die A nsprüche nach beiden Alternativen des § 84 Abs. 1 Satz 2 
A M G  durchgreift................................................................................  270

21. a) N achdem  die Revision begründet w orden ist, kann ein
12. V. 15 prozessual wirksames A nerkenntnis nur noch von einem
X I ZR 397/14 beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt abgege­

ben werden.
b) Besteht der Kläger nach G ew ährung rechtlichen Gehörs 
auf einer Entscheidung, ist sein Antrag auf Erlass eines A n­
erkenntnisurteils wegen des Fehlens eines wirksam en A n­
erkenntnisses im Beschlusswege entsprechend § 335 Abs. 1
Z PO  zurückzuw eisen...........................................................................  287

22. D er pauschale Zugewinnausgleich nach § 1371 Abs. 1 BGB
13. V. 15 ist im Sinne der Artt. 15, 25 EGBGB rein güterrechtlich zu
IV ZB 30/14 qualifizieren..............................................................................................  289



23.
13. V. 15 
X II ZR  65/14

24.
19. V. 15 
II ZR  176/14

a) V erhindert der M ieter -  etwa indem er E rhaltungsm aßnah­
men pflichtw idrig nicht duldet oder ihre D uldung von unge­
rechtfertigten Forderungen abhängig m acht -  unberechtigt die 
M angelbeseitigung durch den Vermieter, folgt aus den G rund­
sätzen von Treu und G lauben gemäß § 242 BGB, dass er sich 
ab dem Zeitpunkt nicht m ehr auf die M inderung berufen 
kann, ab dem die M angelbeseitigung ohne sein verhinderndes 
Verhalten nach dem gew öhnlichen Lauf der D inge voraus­
sichtlich abgeschlossen gewesen wäre und der Vermieter w ie­
der die ungem inderte M iete hätte verlangen dürfen.
b) Bei der infolge einer Erhaltungsm aßnahm e erlittenen U m ­
satzeinbuße handelt es sich nicht um  eine A ufw endung im 
Sinn von § 555a Abs. 3 BGB.
c) D er Vermieter haftet für Schäden des M ieters aufgrund 
einer E rhaltungsm aßnahm e (liier: Umsatzausfall) nicht allein 
deshalb, weil er die M aßnahm e veranlasst hat.
d) Ein M ietrückstand von über einer M onatsm iete ist bei 
gewerblichen M ietverhältnissen erheblich im Sinn des § 543 
Abs. 2 Satz 1 N r. 3 lit. a Alt. 2 BGB.
e) Bei M ietverhältnissen, die nicht W ohnraum  betreffen, kann
ein Rückstand von einer M onatsm iete oder weniger auch -  
und nur dann -  erheblich im Sinn des § 543 Abs. 2 Satz 1 N r. 3 
lit. a Alt. 2 BGB sein, w enn besondere Einzelfallum stände 
h inzutreten . Als solche kom m en in der G ew erberaum m iete 
neben der K reditw ürdigkeit des Mieters insbesondere die fi­
nanzielle Situation des Vermieters und die A usw irkungen des 
konkreten  Zahlungsrückstands aul diese in Betracht...............  300
a) Wenn auf einer H auptversam m lung ein Beschluss ge­
fasst w ird, für den das G esetz eine D reiviertel- oder größere 
M ehrheit bestim m t und der dam it stets durch eine notariell 
aufgenomm ene N iederschrift zu beurkunden ist, muss ein 
anderer, nicht diesen M ehrheitserfordernissen unterliegender 
Beschluss nicht in der vom  N o tar aufgenomm enen N ieder­
schrift beurkundet sein, sondern genügt dafür eine vom  A uf­
sichtsratsvorsitzenden U nterzeichnete N iederschrift.
b) W erden in einem Beschluss m ehrere Satzungs­
änderungen zusammengefasst und ist eine der Sat­
zungsänderungen nichtig, sind die w eiteren Sat­
zungsänderungen ebenfalls nichtig, w enn ein innerer
Zusam m enhang zwischen den Ä nderungen gegeben ist..........  3 19


